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Drucksadle 3229 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 196. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 28. Februar 1957 


1. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


2. Abgeorneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


3. Abgeordneter 

Dr. Bücher 


4. Abgeordneter 

Ritzel 


5. Abgeordneter 
Reitzner 


Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, an- 
zuordnen, daß Ärzte in eiligen Fällen ihre ge- 
kennzeichneten Fahrzeuge sowohl in Parkver- 
botszonen abstellen als auch Einbahnstraßen in 
entgegengesetzter Richtung befahren dürfen? 

Ist das Ministerium nicht auch der Auffassung, 
daß in wirklich dringenden Fällen eine solche 
Möglichkeit im Interesse des gef ährdeten Kran- 
ken geschaffen werden sollte? 

Aus welchen Gründen wird die bereits im 
Oktober 1956 grundsätzlich als kurzfristig be- 
vorstehend zugesagte Anpassung des Schiff- 
fahrtsabgabentarifs für die Ruhrwasserstraße 
an den Tarif für den Neckar immer wieder 
hinausgezögert? 

Teilt die Bundesregierung die den Mitgliedern 
des Ausschusses für Rechtswesen und Verfas- 
sungsrecht in der Ausschußdrucksache Nr. 30 
vom 17. September 1956 mitgeteilte Auffas- 
sung der Verfassungsabteilung des Bundesmini- 
steriums des Innern, wonach der Bundesgesetz- 
geber nicht befugt ist, die Dienstaufsicht über 
die Gerichte der Länder einem bestimmten 
Ministerium zu übertragen? 

Ich frage die Bundesregierung, ob sie im Hin- 
blick auf das öffentliche Interesse unter Über- 
nahme der Kosten auf die öffentliche Hand be- 
reit ist, gemeinsam mit den Ländern Maßnah- 
men zu ergreifen, die auf Wunsch der in Frage 
kommenden Staatsbürger eine Bestimmung der 
Blutgruppe und die Erteilung eines Ausweises 
hierüber ermöglichen? 

Wann ist der Herr Bundesarbeitsminister in 
der Lage, einen Entwurf zur Novellierung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes vor- 
zulegen? 
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6. Abgeordneter 
Reitzner 


7. Abgeordneter 

Walz 


8. Abgeordneter 

Walz 


9. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 

10. Abgeordneter 

Ritzel 


11. Abgeordneter 
Miller 


Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister der ge- 
fährliche Zustand der Straßenstüdce am Tün- 
tenhauserberg und an der Amperleite der Bun- 
desstraße B 301 (Hopfenstraße) bekannt, und 
was gedenkt er zu tun, um diese besondere 
Gefahrenquelle zu beseitigen? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, die 
Gültigkeit der Netzkarten der Deutschen Bun- 
desbahn schon jetzt auf das Saarland auszu- 
dehnen und in die Gültigkeit der Bezirkskarten 
das Saarland entsprechend mit einzubeziehen, 
um auf diese Weise die Anbahnung des Wirt- 
schaftsverkehrs zv/ischen dem Saarland und 
der Bundesrepublik rechtzeitig zu fördern? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit der saar- 
ländischen Regierung darüber zu verhandeln, 
daß für die 891 deutschen Saareinwohner 
(11 88 Personen einschließlich der unter 16 Jahre 
alten Kinder), die vom früheren Besatzungs- 
und Saarregime ausgewiesen oder vertrieben 
worden sind, alsbald eine Regelung zur Wie- 
dergutmachung erfolgt? 

Ist der Herr Bundeswohnungsbauminister be- 
reit, darzulegen, ob und in welchem Umfange 
der soziale Wohnungsbau im Jahre 1957 finan- 
ziell gesichert ist? 

Welche Fortschritte haben die Verhandlungen 
zwischen der Bundesregierung und der NATO 
in Bezug auf den Schutz dichtbesiedelter Ge- 
biete vor den Nachteilen des Überfliegens durch 
Düsenflugzeuge gemacht? 

Sind insbesondere die dringend erforderlichen 
Zusagen wegen der Städte Bonn, Wiesbaden, 
Frankfurt (Main) uncj Offenbach (Main) er- 
reicht worden, wonach diese Städte entweder 
überhaupt nicht oder in so großer Höhe über- 
flogen werden sollen, daß keine Belästigung der 
Bevölkerung damit verbunden ist? 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, die von den NATO-Streitkräften geplan- 
ten Abschußbasen im Odenwald zu verhin- 
dern und damit den berechtigten Beschwerden 
und Sorgen der Bevölkerung des hessischen 
Odenwaldes Rechnung zu tragen? 

Hält es der Herr Bundespostminister bei der 
heutigen Beförderungsmöglichkeit für ausrei- 
chend, wenn Eilbriefsendungen in einen Bade- 
ort mit ca. 50000 bis 60000 Übernachtungen 
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12. Abgeordneter 

Wittrock 


13. Abgeordneter 

Paul 


14. Abgeordneter 

Kortmann 


im Jahre, bei einer Entfernung von etwa 30 km 
Luftlinie, den Empfänger dort erst nach 24 bis 
38 Stunden erreichen? Ist der Herr Bundes- 
postminister bereit, diesen für viele Badegäste 
unerträglichen Zustand dadurch zu beseitigen, 
daß er die Zustellpostanstalt für Bad Gögging 
von Abensberg nach der Bahnstation des Bade- 
ortes Neustadt (Donau) verlegt, damit die 
Postabholung ermöglicht wird? Wäre es nicht 
überhaupt angebradit, zweimalige Postzustel- 
lung dorthin durchzuführen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Düsen- 
flugzeuge beim Überschreiten der Schall- 
geschwindigkeit infolge der ■ eintretenden ex- 
plosionsähnlichen Detonation wiederholt Sach- 
beschädigungen an Gebäuden (zerbrochene 
Fensterscheiben, Risse in den Wänden) ver- 
ursacht haben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die dann 
geltend gemachten Entschädigungsansprüche 
zuriickgewiesen worden sind, wenn die Natio- 
nalität des Flugzeuges, das den Schaden ver- 
ursacht hat, nicht ermittelt werden konnte, und 
welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung vorzuschlagen oder durchzuführen, um 
zu vermeiden, daß derartige Entschädigungs- 
leistungen allein aus diesem Grunde verweigert 
werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf der 
zweigleisigen Strecke der Bundesbahn zwischen 
Esslingen am Neckar und Plochingen täglich 
350 bis 400 Züge verkehren und daß bei not- 
wendig werdenden Ausbesserungsarbeiten nicht 
nur der Lokalverkehr, sondern auch die Ver- 
bindung zwischen Stuttgart und Ulm-München 
blockiert werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, baldigst den 
Ausbau dieser Strecke durch Anlage eines drit- 
ten bzw. vierten Gleises zu veranlassen? 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 
daß einzelne Finanzämter die Vergünstigung 
nach Artikel 1 des Siebenten Gesetzes zur Än- 
derung des Umsatzsteuergesetzes vom 5. Ok- 
tober 1956 so auslegen, daß die Steuerfrei- 
grenze für das Steuerjahr 1956 nur dann zur 
Anwendung kommen könne, wenn der Um- 
satz im letzten Vierteljahr 1956 den Betrag 
von 20 000 DM nicht überstiegen habe, selbst 
wenn der gesamte Jahresumsatz unter dem Be- 
trag von 80 000 DM geblieben sei? 
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15. Abgeordneter 

Faller 


16. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


17. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


18. Abgeordneter 
Pohle \ 

(Eckernförde) 


Billigt der Herr Bundesfinanzminister diese 
Auslegung? 

Wenn nein, ist er bereit, die Finanzämter ent- 
sprechend anzu weisen? 


Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
beim bevorstehenden Neubau von Kraftwer- 
ken 'am Hochrhein zwischen Basel und Kon- 
stanz dafür einzutreten, daß mit dem Bau der 
Kraftwerke auch Schleusen für die zukünftige 
Schiffahrtsstraße mit eingebaut werden? 

Haben bereits Verhandlungen mit dem Land 
Baden-Württemberg stattgefunden mit dem 
Ziel, die Konzessionserteilung mit einer Auf- 
lage zu verbinden, die den Einbau dieser 
Schleusen garantiert? 

Hat das Kraftfahrtbundesamt in Flensburg 
den schwerkriegsversehrten Verwaltungsange- 
stellten Walter Petersen fristlos entlassen, weil 
er im Scherz sagte, man solle einen lieber für 
ein Jahr ins Zuchthaus schicken statt für ein 
Jahr in jenes Bundesamt? 

Hat das Kraftfahrtbundesamt, nachdem das 
A^rbeitsgericht und das Landesarbeitsgericht 
liese Entlassung für unzulässig erklärten, bei 
der Fürsorgestelle für Schwerkriegsbeschädigte 
die Genehmigung zur Entlassung Petersens be- 
antragt? 

Ist der Herr Bundesarbeitsminister in der Lage 
mitzuteilen, welchen Verlauf der Prozeß in der 
Rentenangelegenheit Heydrich vor dem Lan- 
dessozialgericht in Schleswig genommen hat? 

Ist im Wege des schriftlichen Verfahrens eine 
Entscheidung getroffen worden, oder darf, 
wenn dies nicht der Fall ist, mit einer erneuten 
Terminfestsetzung der im April 1956 vertag- 
ten Verhandlung in absehbarer Zeit geredhnet 
werden? 

Ist dem Herrn Bundesverteidigungsminister 
bekannt, daß seine in der Fragestunde im De- 
zember gegebene Auskunft, daß je Kompanie 
5 bis 6 Tageszeitungen gehalten werden kön- 
nen, eine gute Aufnahme in der Öffentlichkeit 
und in der Bundeswehr gefunden hat? 

Ist ihm aber weiterhin bekannt, daß die Trup- 
penteile darüber klagen, daß die ihnen für die- 
sen Zweck zur Verfügung stehenden Haushalts- 
mittel nicht ausreichen und größtenteils jetzt 
schon erschöpft sind? 



Was gedenkt der Herr Bundesverteidigungs- 
minister zu tun, damit seine Zusage audi prak- 
tisch durdigeführt werden kann? 


^19. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


20. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


21. Abgeordneter 
Baler (Buchen) 


22. Abgeordneter 
Dr. Will 
(Saarbrüchen) 


Welche Pläne verfolgt der Herr Bundesvertei- 
digungsminister für die Marine mit einer even- 
tuellen Inanspruchnahme der ehemaligen TVA 
Süd in Echernförde? 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, bei der Verwirklichung der Insprudinahmc 
auf die Schule und die Industriebetriebe, die in 
den trotz der Sprengung erhaltenen und v/ieder- 
hergestelltcn Gebäudeteilen untergebracht sind, 
sowie auf die Stadt Eckernförde als Ostseebad 
gebührend Rücksicht zu nehmen? 


Welchen deutschen Architekten sind Bundes- 
aufträge für Bauten im Auslande, insbesondere 
in Paris, erteilt oder versprochen? 

Welche Grundsätze (öffentliche Ausschreibung, 
beschränkter Wettbewerb usw.) werden hierbei 
befolgt, oder welche Voraussetzungen sind 
sonst von den Architekten zu erfüllen? 

Wird eine größere Zahl von Baueinheiten je- 
weils an nur einen oder an mehrere Architek- 
ten vergeben? 


Welche Möglichkeiten sieht der Herr Bundes- 
verkehrsminister, um bei der Projektierung der 
Autobahnstraße Heilbronn-Würzburg, die wirt- 
schaftlichen Interessen der nordbadischen För- 
derkreise zu berücksichtigen, damit die dor- 
tigen Notstandsgebiete zu erschließen und an 
die Großwirtschaftsräume hinzuleiten? 


Welche Absichten verfolgt die Bundesregierung 
bei der Schaffung eines neuen Rechtsträgers für 
die Steinkohlenbergwerke im Saarland hin- 
sichtlich der Besetzung der neuen Organe die- 
ser Gesellschaft? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese Besetzung 
so lange auszusetzen, bis das Gesetz über die 
Mitbestimmung für Kohle und Stahl, das durch 
ein saarländisches Gesetz vom 31. Dezember 
1956 im Saarland eingeführt worden ist, durch 
die noch ausstehenden Betriebsratswahlen in 
Wirksamkeit treten kann? 
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23. Abgeordneter 
Dr. Will 
(Saarbrücken) 


In welcher Höhe beabsichtigt die Bundesregie- 
rung sich an der Gesellschaft für die Steinkoh- 
lenbergwerke im Saarland zu beteiligen und ist 
sie bereit, ihre Einlage (74 v. H. des Grund- 
kapitals) so hoch zu bemessen, daß eine die 
Rentabilität der Gesellschaft wesentlich be- 
einträchtigende Fremdfinanzierung vermieden 
und die soziale Sidierheit der Belegschaften 
gewährleistet werden können? 


Bonn, den 22. Februar 1957 



